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Leistungskomplexkataloge

Vergütungsanpassung für Hauswirtschaft ist notwendig
Für eine Vergütung von 19,78 Euro je Stunde, sollte kein Pflegedienst tätig werden,  

kritisiert Unternehmensberater Ralph Wißgott und fordert gerade jetzt eine Anpassung 

der Leistungskomplexkataloge in den Bundesländern.

Von Ralph Wißgott

Gemäß des aktuellen niedersächsi-
schen Leistungskomplexkataloges, 
sind für jede angefangenen zehn 
Minuten hauswirtschaftliche Ver-
sorgung 80 Punkte abrechnungsfä-
hig; das sind 480 Punkte je Stunde. 
Bei einem angenommenen durch-
schnittlichen Punktwert von 0,0412 
Euro ergibt das einen Stundensatz 
von 19,78 Euro. Selbst in ansonsten 
gut vergütenden Ländern wie Hessen 
und Bayern liegt der Stundensatz un-
ter bzw. um 20 Euro. Dafür, liebe Pfle-
gekassen, kann kein Pflegedienst in 
Deutschland arbeiten! 

Die meisten Pflegedienste vergü-
ten, um neue Mitarbeiter zu bekom-
men. Sie vergüten auch, um eine ent-
sprechende Wertschätzung für, die 
häufig harte und unangenehme Tä-
tigkeit, zu geben – meist mehr als 

die Mindestlöhne. Niedersachsen 
und andere Bundesländer sind keine 
„Entwicklungsländer“, werden aber 
weitestgehend so vergütet.

Es kann und darf nicht Sinn der 
Sache sein, Vergütungssätze festzu-
setzen, die nicht auskömmlich sind 
und mit anderen Leistungen querfi-

nanziert werden müssen. Nur so war 
jedoch in der Vergangenheit über-
haupt die Erbringung der hauswirt-
schaftlichen Versorgung möglich.

Eine besondere Brisanz hat dieser 
Vergütungssatz in Verbindung mit 
der Neuregelung im 45b, nach der der 
Pflegedienst für vergleichbare Sach-
leistungen, auch im Rahmen des 45b, 

nicht mehr abrechnen darf, als mit 
der Kasse vereinbart. Somit ist eine 
Querfinanzierung über den 45b aus-
geschlossen – im Gegenteil, mit jeder 
Stunde Hauswirtschaft produzieren 
die Pflegedienste Defizite.

So sollte es auf keinen Fall wei-
tergehen. Glücklicherweise denken 
mehr und mehr Pflegedienste be-
triebswirtschaftlich. Das führt dazu, 
dass der Bereich Hauswirtschaft per-
sonell nicht verstärkt, sondern eher 
abgebaut wird und künftig die Haus-
wirtschaftliche Versorgung nicht 
mehr erbracht, sprich Anfragen ab-
gelehnt werden. 

Aus Kapazitätsgründen kann je-
der Pflegedienst jeden Auftrag ableh-
nen. Um es ganz deutlich zu sagen, 
für eine Vergütung von 19,78 Euro 
je Stunde, sollte kein Pflegedienst tä-
tig werden, die Pflegedienste sollten 
diese Anfragen nicht annehmen.

Was würde dann passieren? Die Pfle-
gekasse hat die Versorgung ihrer Ver-
sicherten sicher zu stellen. Die Kas-
sen sind wohl kaum in der Lage, die 
Versorgung selbst zu übernehmen 
und würden die Pflegedienste die 
Aufträge ablehnen, so blieben die 

Pflegebedürftigen in Sachen Haus-
wirtschaft unversorgt. Für haus-
wirtschaftliche Versorgungen gibt 
es jedoch bei den Versicherten einen 
hohen Bedarf. So weit sollte man es 
nicht kommen lassen. Aus meiner 
Sicht ist eine Anhebung der Punkt-
zahl dringend notwendig und so 
geht meine Bitte an die Selbstver-
waltung, schnellstmöglich zu han-
deln. Da die Leistungsdefinition im 
Sinne des neuen Pflegerechts in den 
meisten Ländern neu gefasst werden 
muss, wäre das die Gelegenheit auch 
die Punktzahlen zu prüfen und anzu-
passen. Im Land Hamburg beispiels-
weise, wird die Stunde „Hilfen bei der 
Haushaltsführung“ mit 900 Punkten 
pro Stunde vergütet. Dort hat man die 
Nachfragesituation der Versicherten 
und die betriebswirtschaftliche Not-
wendigkeit der Pflegedienste korrekt 
eingeschätzt. Ein schönes Beispiel, 
was Schule machen sollte.
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// Jetzt wäre die  
Gelegenheit, die 
Punktzahlen zu prüfen 
und anzupassen. //

Ralph Wißgott

Entlassmanagement

Intensivpflegeverband sieht freies 
Wahlrecht in Gefahr
München // Mit der Neuregelung 
des § 39 Abs. 1a SGB V zum Januar 
2017 wurde der Anspruch der Versi-
cherten auf ein sektorenübergreifen-
des Entlassmanagement nach einem 
Krankenhausaufenthalt wesentlich 
erweitert, weist der ambulante In-
tensivpflegeverband Deutschland 
e.V. (IPV) in einer Mitteilung hin.

Im Zuge dessen wurde ebenfalls 
ein neuer Rahmenvertrag zum Ent-
lassmanagement durch das Bundes-
schiedsamt am 17. Oktober 2016, 
mit In-Kraft-Treten ab 1. Juli 2017 
vereinbart. Dieser regelt insbeson-
dere auch die Zusammenarbeit 
zwischen Krankenhaus und Pflege 
bzw. Krankenkasse vor der Überlei-
tung der Versicherten in eine andere 
Versorgungsform.

Wenn nach der Krankenhaus-
entlassung ein patientenbezogener 
Bedarf für eine Unterstützung, bei-
spielsweise für eine genehmigungs-
pflichtige häusliche Krankenpflege 
gegeben ist, sieht die vertragliche Re-
gelung des § 3 Abs. 6 im Rahmenver-
trag vor, dass das Krankenhaus, noch 
vor der Beteiligung eines entspre-
chenden Leistungserbringers (z.B. 
Pflegeeinrichtung), Kontakt mit der 
Kranken- bzw. Pflegekasse des be-
troffenen Patienten aufnimmt. Hier-
für ist allerdings die Einwilligung des 
Versicherten notwendig.

Der Kostenträger des Betroffe-
nen leitet dann bereits das Geneh-
migungs- bzw. Antragsverfahren ein 
bzw. nimmt die Beratungspflicht ge-
genüber dem Versicherungsnehmer 
war. Der Vorsitzende des IPV, Ste-
phan Kroneder, sieht dadurch die 
Gefahr einer Wettbewerbsverzer-
rung in der Gesundheitswirtschaft. 
„Es ist zu befürchten, dass zukünftig 
die Leistungserbringer nicht mehr 
vom Versicherten selber, sondern 
vielmehr von der Pflege- bzw. Kran-
kenkasse vorab ausgesucht werden“, 
so Kroneder.

Bisher hätten die Krankenhäuser 
über deren Sozialdienste in punkto 
Entlassmanagement zuerst mit den 
Pflegeeinrichtungen selbst Kontakt 
aufgenommen.

Informationsfluss ändert sich  
zugunsten der Kassen

Kroneder befürchtet nun, dass es den 
Krankenhäusern nicht mehr möglich 
sein wird, mit den Pflegeeinrichtun-
gen unmittelbar Kontakt aufzuneh-
men. „Der Informationsfluss erfolgt 
dann ausschließlich zwischen be-
handelndem Krankenhaus und der 
Pflege- bzw. Krankenkasse des Be-
troffenen“, befürchtet der IPV-Vor-
sitzende und warnt: „Theoretisch 
könnten Krankenhäuser eigene Pfle-
geeinrichtungen mit der Motivation 
gründen, die Betroffenen nach der 
Entlassung selbst zu pflegen. Dies 
würde einen klaren Wettbewerbs-
vorteil gegenüber den anderen Leis-
tungserbringern in der Gesundheits-
wirtschaft darstellen“. 

Der IPV sieht durch das „neue Ent-
lassmanagement“ nicht nur einen 
Nachteil für die Pflegeeinrichtun-
gen in der Versorgungslandschaft, 
sondern auch eine große Gefahr für 
das freie Wahlrecht des Kunden für 
seine bevorzugte Pflegeeinrichtung 
bzw. den Pflegedienst.

Allerdings bestehe noch Hoff-
nung auf eine Änderung des Rah-
menvertrages, heißt es vom IPV. 
Die Deutsche Krankenhausgesell-
schaft (DKG) habe beim Landessozi-
algericht Berlin-Brandenburg gegen 
die Entscheidung zum Entlassma-
nagement des Bundesschiedsamtes 
Klage eingereicht. Ob diese Klage nun 
eine aufschiebende Wirkung entfal-
tet oder nicht und wann mit dem 
Inkrafttreten dieses Rahmenvertra-
ges gerechnet werden kann, ist noch 
nicht abschließend geklärt. Man darf 
gespannt sein. � (ck)

Marktprüfung ambulanter Verträge

Verbraucherschützer nehmen Pflegeverträge unter die Lupe
Berlin // Nachdem Verbraucherschüt-
zer in den vergangenen Jahren ver-
mehrt die Heimverträge geprüft und 
entsprechende Mahnverfahren ein-
leitet haben, werfen sie mittlerweile 
einen kritischen Blick auf die ambu-
lante Pflege. 

So haben die Verbracherzentralen 
Berlin, Brandenburg und Saarland. 
das Projekt „Marktprüfung ambu-
lante Pflegeverträge“gestartet. Da-
rin sollen die Rechte von Angehöri-
gen und Pflegebedürftigen gestärkt 
werden. Grundlage ist eine Umfrage 
unter Verbrauchern.

„In unserem Projekt stehen Leis-
tungen rund um die ambulante 
Pflege im Fokus – also nicht nur der 
klassische Pflegeanbieter, sondern 
auch Hausnotrufe, 24-Stunden-Be-
treuung und sogenannte Unterstüt-
zungsleistungen im Alltag. Konkret 
sammeln wir Verträge mit Dienst-
leistern und werten sie systematisch 
aus. Wir erhoffen uns daraus Erkennt-
nisse über rechtliche Schwachstellen 
im System oder auch über Rechtsver-
stöße einzelner Anbieter“, so Petra 
Hegemann, Juristin bei der Verbrau-
cherzentrale Berlin.

„Einige Unstimmigkeiten“ würden 
immer wieder auftauchen. „In vie-
len Verträgen sind zum Bespiel die 
Leistungen nicht genau beschrieben. 
Wie häufig in der Woche kommt die 
Pflegekraft und zu welcher Tageszeit? 
Gehört die tägliche Zahnpflege oder 
Dusche zu den vereinbarten Leistun-
gen? Hat man dies nicht von Anfang 
an vertraglich vereinbart, wird es im 
Konfliktfall schwierig, sich mit dem 
Anbieter darüber auseinanderzuset-
zen“, so Hegemann. Zudem würden 
sich „einige Anbieter sich nicht an die 
geltende Rechtslage halten und zum 
Beispiel das sofortige Kündigungs-
recht der Kunden in ihren AGB aus-
schließen“. 

Weitere Erkenntnisse zum Markt

Aus dem Projekt lassen sich auch all-
gemeine Hinweise zu den Verbrau-
cherwünschen ableiten. So möchten 
51 Prozent der Befragten nicht allein 
von Familienmitgliedern oder Freun-
den gepflegt werden. Von den Befrag-
ten, die bereits selbst einen Pflegebe-
dürftigen versorgen, wünschen sich 
sogar 65 Prozent, dass später nicht al-

lein Angehörige ihre Pflege überneh-
men. Weiteres Ergebnis der Umfrage: 
46 Prozent der Befragten würden mit 
einem professionellen Pflegedienst 
lieber ein Zeitkontingent vereinba-
ren und nicht einzelne Leistungen 
wie Waschen oder Hilfe beim Essen 
und Trinken. Die Pflegeversicherun-
gen zahlen Zeitkontingente bisher 
nur in Einzelfällen.

Profis sind gewünscht

Die Umfrage bestätigt einen Trend, 
den wir schon länger beobachten”, so 
Hegemann. „Die Nachfrage nach pro-
fessionellen Pflegedienstleistungen 
und damit der Pflegemarkt werden 
weiter wachsen.“ Nicht nur, weil die 
Gesellschaft insgesamt altere, son-
dern auch, weil sich viele Menschen 
eine Professionalisierung ihrer eige-
nen Pflege wünschen, so Hegemann 
weiter. „Es liegt auf der Hand, dass da-
mit auch der Bedarf nach unabhängi-
ger Information und Aufklärung der 
Verbraucher über ihre Rechte gegen-
über Pflegeanbietern steigt.“� (ck)

ee verbraucherzentrale-berlin.de

Ambulant betreute Wohngemeinschaften

Fachverband kritisiert Verwirrung bei Sozialämtern
Gelsenkirchen // Vor einer wachsen-
den „Eiszeit“ zwischen Begleitern 
von Wohngemeinschaften mit Be-
treuungsleistungen und örtlichen 
Trägern der Sozialhilfe warnt der 
Fachverband wig Wohnen in Ge-
meinschaft NRW. Mit Sorge beob-
achte er „zunehmende Verwirrungen 
und Verirrungen der Sozialverwal-
tungen im Umgang mit Wohnge-
meinschaften“, sagt der Gelsenkir-
chener Pflegeunternehmer Claudius 
Hasenau, Vorsitzender des Fachver-
bands. Immer häufiger erfahre der 
Verband aus der Mitgliedschaft, dass 

Kommunen und Kreise entweder vor-
handene Leistungs-, Qualitäts- und 
Vergütungsvereinbarungen kündi-
gen oder sich einer entsprechenden 
Vereinbarung widersetzen. Besorgt 
registrieren die WG-Experten zudem 
unzulässige Kürzungen bei den Kos-
ten der Unterkunft, wenn WG-Mieter 
Anspruch auf Hilfe zur Pflege haben. 
Claudius Hasenau: „Für uns sieht es 
so aus als hätten sich die Sozialver-
waltungen abgestimmt, ihre obstruk-
tive Haltung auf neue Anforderungen 
aus dem Pflegestärkungsgesetz III zu 
beziehen.“

Um einen Überblick über das Vorge-
hen der Behörden im Lande zu gewin-
nen und eine gemeinsame Strategie 
für den Umgang mit diesen neuen 
Entwicklungen zu erarbeiten, lädt 
der Fachverband wig Wohnen in Ge-
meinschaft NRW zur Mitarbeit in ei-
nem landesweiten Benchmarking-
kreis für Wohngemeinschaften in 
NRW am 21. März ein. Die Teilneh-
menden sollen sich hier über verein-
barte Leistungs- und Qualitätsverein-
barungen austauschen. � (ck)

ee wig-nrw.de


